
   

 

 

 

§ 310 (1a) BGB in der Fassung des Art. 2 des Entwurfs der Bundesregierung für ein Gesetz zur Finanzie-
rung von zukunftssichernden Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz - ZuFinG) 

BT-Drucks. 20/8292, S. 1 

(1a) 1Die §§ 307 und 308 Nummer 1a und 1b sind nicht anzuwenden auf Verträge über Geschäfte nach Satz 2, wenn 
ein Unternehmer das Geschäft, das Gegenstand des Vertrages ist, rechtmäßig gewerbsmäßig tätigt und den Vertrag 
geschlossen hat mit  

1. einem Unternehmer, der solche Geschäfte am Ort seines Sitzes oder einer Niederlassung auch als Erbringer der 
vertragstypischen Leistung rechtmäßig gewerbsmäßig tätigt,  

2. einem großen Unternehmer im Sinne des Satzes 3, der Geschäfte nach Satz 2 am Ort seines Sitzes oder einer 
Niederlassung auch als Erbringer der vertragstypischen Leistung rechtmäßig gewerbsmäßig tätigt. 
2Geschäfte nach Satz 1 sind   

1. Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 des Kreditwesengesetzes,   

2. Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 des Kreditwesengesetzes,    

3. Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 2 des Wertpapierinstitutsgesetzes und Wertpapierneben-
dienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Wertpapierinstitutsgesetzes,  

4. Zahlungsdienste im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, 

5. Geschäfte von Kapitalverwaltungsgesellschaften nach § 20 Absatz 2 und 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs und 

6. Geschäfte von Börsen und ihren Trägern nach § 2 Absatz 1 des Börsengesetzes.  
3Ein Unternehmer ist als großer Unternehmer nach Satz 1 Nummer 2 anzusehen, wenn er in jedem der beiden Ka-
lenderjahre vor dem Vertragsschluss zwei der drei folgenden Merkmale erfüllt hat: 

1. er hat im Jahresdurchschnitt nach § 267 Absatz 5 des Handelsgesetzbuchs jeweils mindestens 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt,  

2. er hat jeweils Umsatzerlöse von mehr als 50 Millionen Euro erzielt, oder  

3. seine Bilanzsumme nach § 267 Absatz 4a des Handelsgesetzbuchs hat sich jeweils auf mehr als 43 Millionen Euro 
belaufen.  
4Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn die folgenden Stellen eine der beiden Vertragsparteien sind: 
1. die Deutsche Bundesbank, 

2. die Kreditanstalt für Wiederaufbau,  

3. eine Stelle der öffentlichen Schuldenverwaltung nach § 2 Absatz 1 Nummer 3a des Kreditwesengesetzes,  

4. eine auf der Grundlage der §§ 8a und 8b des Stabilisierungsfondsgesetzes errichtete Abwicklungsanstalt,  

5. die Weltbank, der Internationale Währungsfonds, die Europäische Zentralbank, die Europäische Investitionsbank 
oder eine vergleichbare internationale Finanzorganisation.“ 
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